Dietrich Fürst (Hannover)

Partizipation und Regional Governance – Strategien im Transformationsprozess?
Ich werde meinen Vortrag in fünf Punkte gliedern
· Erstens will ich mich kurz mit Partizipationsverfahren aus meiner Sicht befassen
· dann gehe ich auf die heute immer wichtiger werdenden Governance-Arrangements ein, die vor allem für regionale Transformationsprozesse unerlässlich sind

· drittens frage ich danach, ob die Region eine geeignete Handlungsebene ist oder ob sie tendenziell überfordert wird mit Transformationsaufgaben

· viertens spreche ich einige Grundprobleme der Transformationsprozesse an und werde dann

· fünftens auf die Strategie des „Road-Mapping“ verweisen, die sich als gute Organisationsform solcher Prozesse erwiesen hat.

Zunächst also: Partizipationsstrategien 
Sie sind im Wesentlichen eine Nach-68er-Entwicklung in Deutschland, auch wenn es vorher einige wenige Ansätze bereits gab. Sie entstanden mit den Emanzipationsbemühungen der 68er Generation gegenüber allen Autoritäten und formierten sich zunächst in Bürgerinitiativen. Ziel war es, eine außerparlamentarische Opposition (APO) zu organisieren, also aus den traditionellen Institutionen auszusteigen und Gesellschaft von unten zu formieren. 
Daraus entwickelte sich bald die Erkenntnis, dass Partizipation eine Produktivkraft ist. Denn damit werden neue Ideen eingebracht, Probleme frühzeitig kenntlich gemacht und Fehlentwicklungen teilweise vermieden. 

Heute gibt es neben den hoheitlich gestattete Mitwirkungsmöglichkeiten eine Vielzahl informaler Partizipationsangebote. Formelle Verfahren finden sich vor allem in den planungsrechtlichen Regelungen BauGB, ROG, UVPG, VwVfG, ferner: Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz von 2006 etc.). In den formellen Verfahren muss der Bürger wenigstens gehört werden. 
In den informellen wird der Bürger als Partner aufgewertet und darf in irgendeiner, vom Veranstalter festgelegten Form an der Projektentwicklung mitwirken. Aber auch bei den formellen Verfahren wird der Bürger zunehmend „auf gleicher Augenhöhe“ behandelt: Die Politik der ehrlichen Anerkennung der Belange der Bürger ist heute mehr denn je gefordert (vgl. Honneth 1992).
Inzwischen ist Partizipation ein die ganze Gesellschaft durchflutendes Konzept geworden, das sich nicht mehr auf Planungsprozesse beschränkt. Umfragen zufolge wollen fast 80% der Bevölkerung mehr Mitspracherechte in politischen Entscheidungen haben. 
Kritische Einschätzung der Partizipationsverfahren

Nachdem Partizipationsverfahren vielfach zur Durchsetzung egoistischer Gruppeninteressen verwendet wurden, mehren sich kritische Stimmen (z.B. Selle 2007; Holtkamp/Bathge 2013). Sie verweisen auf das, was in der Tagespolitik längst bekannt ist: 

Erstens, dass sich dabei eine Ungleichheit der Interessendurchsetzung herausbildet. So führen Partizipationsangebote dazu, dass die Kluft der Interessendurchsetzung zwischen Niedrig- und Hochgebildeten, zwischen sozial schwächeren und stärkeren Gruppen, zwischen Migranten und Einheimischen sowie zwischen homogenen Wohngebieten und heterogenen Wohngebieten (!) wachsen. Ein klassisches Beispiel ist der Volksentscheid zur Hamburger Schulreform 2010, der von denen gekippt wurde, die über ein höheres Einkommen, geringe Arbeitslosigkeit und das bessere Wohnumfeld, d.h. die homogenere Wohngegend verfügten. 

Zweitens gibt es eine Diskrepanz zwischen den Erwartungen der Partizipanten über das, was sie bewegen können, und dem tatsächlichen Handlungsspielraum, der ihnen in den Foren geöffnet wird.

Drittens sind die über Bürgerproteste entstandenen Partizipationsformen schwierig in gemeinwohlbezogene Prozesse zu integrieren. Denn die Bürger denken zunächst an ihre eigenen Interessen und kämpfen dafür. Es dominiert das NIMBY-Syndrom (not in my backyard). Wenn solche Initiativen nicht früh genug und ernsthaft in die Planungsprozesse integriert werden, können sie blockade-artige Wirkungen entfalten.

Viertens werden damit Entscheidungsprozesse komplexer und komplizierter und damit langwieriger. Es werden Foren geschaffen, in denen sich außerparlamentarische Interessen leichter durchsetzen können als ohne diese Foren. Immer wieder gibt es dabei Akteure, die solche Foren für ihre Belange hervorragend zu nutzen wissen. 

Fünftens beteiligen sich auch solche Akteure, die keine Verantwortung für das Projekt tragen und sich auch nicht finanziell daran beteiligen. Sie neigen dazu, höhere Forderungen zu stellen, weil sie deren Kosten nicht tragen müssen. Dieses Auseinanderfallen von Weisung und Verantwortung führt häufig zu Zwistigkeiten, die nur über eine gute Partizipations-Diplomatie aufgelöst werden können. 

Aber faktisch ist Partizipation alternativlos. Wir brauchen sie, insbesondere bei regionalen Transformationsprozessen, die viele Veto-Spieler mobilisieren und manche Verlierer erzeugen können. Bei Partizipationsstragien geht es darum, die Produktivkraft der Partizipation zu nutzen und Protestpotenzial in konstruktive Kritik zu verwandeln. 
Das ist heute wesentlich leichter möglich als noch in den 1970er Jahren. Denn bei uns ist über die Jahrzehnte eine vergleichsweise konstruktive Partizipations-Kultur entstanden, die tendenziell Gemeinwohldenken fördert oder zumindest der engen egoistischen Interessendurchsetzung einen gehörigen Schuss Gemeinwohldenken beimischt. Diese breite Beteiligungsbewegung war möglich, als drei Dinge zusammenkamen: 
· erstens, ein umfangreicher Bewusstseinwandel in Politik und Verwaltung, dass Bürger Partner und nicht Untertanen sind; 
· zweitens, sinkende Transaktionskosten der Selbst-Organisation. Die bürgerlichen Initiativen wurden immer findiger, wie sie mit geringen Mitteln sich organisieren konnten und die IuK-Technik half in besonderer Weise; 
· drittens, eine gesellschaftliche Resonanzbereitschaft für solche Initiativen: Sie werden nicht mehr abgewehrt, sondern ernst genommen. 
Governance-Arrangements

Heute sind solche Beteiligungsformen meist eingebunden in neue Governance-Arrangements. Governance-Arrangements sind Reaktion auf verändere politisch-administrative Rahmenbedingungen, wie 
1. dass das politisch-administrative System ist überfordert, die ihm übertragenen Aufgaben der Gemeinwohlsicherung noch ausreichend zu erfüllen. Es braucht dringen die Unterstützung der Zivilgesellschaft. Das war schon seit langem erkennbar, insbesondere auf kommunaler Ebene und dabei in der Stadtentwicklung. So betont der Städtebaubericht von 2004: „Das Engagement der Bürgerinnen und Bürger ist … unverzichtbare Voraussetzung für den Weg zur Stadt der Zukunft“ (zit. bei Selle 2010, 358). Deshalb haben sich neue Formen der Governance ausgebildet, die auf „interactive policy“, d.h. auf ein kooperatives Zusammenspiel von Staat und nicht-staatlichen Akteuren setzen.

2. Bürger, Wirtschaft und Zivilgesellschaft sind nicht mehr Objekt staatlichen/kommunalen Handelns, sondern Subjekt – die öffentliche Hand hat ihnen zu dienen. Deshalb haben die Bemühungen der Verwaltungsmodernisierung auf staatlicher und kommunaler Ebene auch die Sprachregelung geändert: Bürger sind nicht mehr leidige Untertanen, sondern Kunden, die Ansprüche haben, auf welche die öffentliche Verwaltung konstruktiv reagieren muss.

3. Zivilgesellschaft ist ein hohes Gut in einer modernen Gesellschaft – hier liegen enorme Kraftpotenziale und Ressourcen, die sinnvoll genutzt werden müssen. Deshalb haben der Bund und die Länder seit nunmehr fast 20 Jahren das Thema Zivilgesellschaft auf die Tagesordnung gesetzt und den Ehrenamtlichen wird heute ein hoher Stellenwert nicht nur in den Kommunen, sondern auch im Staat eingeräumt
Das neue Zusammenspiel von Staat, Wirtschaft und Bürgerschaft, heute meist als „Governance“ bezeichnet, richtet sich auf den Umgang mit Konflikten, auf das effiziente Zusammenspiel von unterschiedlichen Interessen, auf die diskursive Entwicklung gemeinsamer Strategien und auf die Sicherung deren Umsetzung in der späteren Alltags-Praxis

Dass Governance-Arrangements eine Vielzahl von kritischen Stellen enthalten, an denen sie scheitern können, ist heute hinreichend bekannt – das bedarf keiner Diskussion mehr. Aber wohl der problematischste neuralgische Punkt ist das Management oder die Führung. Sie ist schwer aus der Gruppe heraus zu organisieren, weil das interne Hierarchien bilden und Fragen der Legitimation solcher Hierarchien aufwerfen würde. Leichter ist es, die Führung an eine externe, förmlich beauftragte Moderation abzutreten, die zudem professionell mit solchen Probleme umzugehen gelernt hat. 
Kann die Region eine brauchbare Handlungsebene für Transformationsprozesse sein?
Ihre Stärke liegt in der Unterstützung regionaler Bemühungen um Energie-Effizienz sowie um Energie-Einsparungen. Das gelingt ihr über 

· Prozesse des Einbezugs von Akteuren, die sich sonst weniger zu gemeinsamem Handeln zusammenfinden

· ferner über eine vernetzte Akteurs-Kooperation

· über die Nutzung nicht-regulativer und informeller Instrumente der Beeinflussung unter Wahrung der Fairness und Förderung wechselseitigen Vertrauens

· über die Mobilisierung von Ressourcen aus staatlichen oder EU-Förderprogrammen, mitunter auch unter aktiver Beteiligung von Unternehmen

· und vor allem über kollektive Lernprozesse zur gemeinsamen Festlegung eines strategischen Planungs- und Handlungskonzepts. Gemeint ist damit, dass Leitlinien und Leitbilder als gemeinsamer längerfristiger Konsens festgelegt werden, die über konkrete Projekte im Laufe der Jahre sich materialisieren. 

Meist beginnen Governance-Prozesse mit funktionalen Arrangements, in denen sich diejenigen treffen, die sich vom kooperativen Vorgehen Einiges versprechen. Die Mitglieder werden nicht repräsentativ für eine Region ausgewählt, sondern rekrutieren sich selbst oder werden kooptiert.
Dafür bedarf es initiierender Promotoren, die entweder als Fachpromotoren über Know-How und Netzwerke verfügen (also Energieverteiler und –erzeuger) oder als Machtpromotoren formale Autorität nutzen können (z.B. Bürgermeister, Landräte). Aber genauso wichtig ist Führung in den Governance-Arrangements: sich selbst überlassen, neigen sie dazu, kleinteilige Problemlösungen zu suchen, die überschaubar und vorteilhaft für die meisten Teilnehmer sind (principle of least effort). 
Um Strategien zu entwickeln, bedarf es gezielter Moderation. Damit verbindet sich auch, kollektive Lernprozesse zu organisieren, d.h. systematisch Expertenwissen einzubinden, die Medien als Transfermittel zur Öffentlichkeit einzubeziehen und das Bewusstsein zu schärfen, dass Energiewende mehr ist als ein politischer Oktroi, sondern eine gesellschaftspolitische Entwicklung einleitet, die in Richtung postfossiler Gesellschaft führen soll und letztlich eine tief greifende gesellschaftliche Transformation erfordert (WBGU 2011). Daran sind alle beteiligt, nicht nur Staat und Kommunen. 

Weiterreichende strategische Konzepte, die systematisch die Energiewendepolitik mit der Klimaschutzpolitik verbinden, sind über funktionale Governance-Arrangements kaum zu leisten. Sie erfordern in der Regel ein territoriales Arrangement als eine repräsentative Abbildung einer Region. Das muss dann allerdings von einer Institution initiiert werden, die legitimiert für die Region sprechen kann. Das sind Kreise resp. organisierte Regionen wie etwa Hannover oder die Region Stuttgart. Ob die Konstruktion der Metropolregionen dieses Format hat, ist unklar – einige wie Hamburg, Stuttgart, Mannheim oder Nürnberg wahrscheinlich, andere eher nicht. 
Immer wieder zeigt sich allerdings auf Regionalebene die überproportional starke Stellung von kommunalen Verwaltungsleuten, die meist als Experten auch die Zügel in die Hand nehmen, aber die Mitwirkung anderer reduzieren können, zumal sie auch häufig verwaltungsrechtliche Bedenkenträger sind.

Überforderte Regionsebene?

Gleichwohl sollte man die regionale Ebene nicht überfordern. Denn ihre Stärke liegt in der Koordination von Akteuren und in der Mobilisierung regionaler Ressourcen (also Personal und Investitionsbereitschaft). Sie verfügt primär über weiche Instrumente der Steuerung, die auf Konsens und Mitwirkungsbereitschaft der Adressaten angewiesen sind. Regionale Steuerung ist wesentlich davon bestimmt, dass die Adressaten bereit zur Selbstbindung sind, Vertrauen in die Sinnhaftigkeit der Maßnahmen haben sowie kooperationsbereit sind. Weiche Instrumente könnten allerdings eine größere Wirkung erhalten, wenn es bei den umsetzenden Institutionen (Gemeinden, Kreise, Unternehmen) dazu bestellte Manager oder Beauftragte gäbe. Sie müssten sich der Umsetzung in ihrer Institution annehmen und dafür auch die notwendige Autorität durch institutionelle Einbindung erhalten (z.B. in der Hierarchieebene relativ weit oben, etwa als Stabstelle) (vgl. Roßnagel 2015, 147 f.). 

Die Stärken der Region liegen deshalb einerseits in der persuasiven Unterstützung, wenn staatliche Programme lokal umgesetzt werden müssen (z.B. Beratungsprogramme, Modellvorhaben). Andererseits – und das ist ausbaubar - im institution building. Das bedeutet: Regelsetzungen im Planungsrecht, Aufbau von Koordinations- und Initiativzentren etc., aber eben auch: Organisation von Governance-Arangements.

Schwächen der Region liegen zunächst im zu geringen Finanzspielraum für Aufgaben der freiwilligen Selbstverwaltung. Die Regions- und Kommunalebene verfügen kaum über freie Finanzressourcen, die sie für Sonderaufgaben - wie etwa die Förderung der Energiewende – einsetzen können. Kommunen und Regionen sind abhängig von staatlichen Förderprogrammen. Das gilt besonders für strukturschwache Regionen.
Aber mindestens genauso erschwerend kommt hinzu:
· dass die Region selten über starke Promotoren verfügt, die in der Lage sind, Netzwerke und Ressourcen zu mobilisieren, um ein Thema voranzubringen;

· ferner muss sie komplexe Themen über Experten vorbereiten lassen, so dass die partizipativen Ansätze gut gemeint wirken, aber faktisch nicht viel mehr als Akzeptanzbeschaffung darstellen;

· und sie kann nur schwierig solche Themen bearbeiten, deren ökonomische, ökologische oder sozialen Kosten Verliererpositionen erzeugen, für welche die Region keinen adäquaten und fairen Ausgleich schaffen kann;

· Sie ist ferner auf externe Unterstützung angewiesen, z.B. auf einen organisierten Wettbewerb der Regionen oder auf Fördermittel, die regionale Kooperation erfordern. Dabei kann sie den „Schatten der Hierarchie“ nutzen, wenn sie auf staatliche Ersatzvornahme verweisen kann, die droht, wenn die regionale Kooperation nicht funktioniert;

· Sie kann kaum mehr als kollektive Lernprozesse initiieren und organisieren. Das sind beispielsweise Stakeholder-Dialoge, Zukunftswerkstätten, Expertenworkshops und Ähnliches.

· Die Region wird zudem wesentlich davon beeinflusst, was auf höheren Ebenen unseres Föderalsystems entschieden wird: Es gilt die Einengung durch multi-level-governance, d.h. hierarchische staatliche Steuerung.
Dennoch: Transformationsprozesse leben von informalen, innovativen Prozessen „von unten“, d.h. von informalen Vernetzungen, über die neue Ideen, Handlungsoptionen und Werthaltungen vermittelt werden. Die Region ist eine Ebene des Lernen und Experimentierens – wichtige Voraussetzungen für Transformationen.
Was läst sich daraus für die Transformationsprozesse im Nordwesten ableiten? 
Prozesse zur Veränderung der Energiebasis einer Gesellschaft sind enorme Transformationsprozesse, die weit über den Wechsel der Energiequellen hinausreichen. Auch Zuliefer-Industrien, große Teile der Wirtschaftsstruktur und Verhaltensmuster müssen sich ändern (WBGU 2011). Transformationsprozesse funktionieren nicht „per ordre de mufti“, sondern nur mit Überzeugung und Mitwirkung der Zivilgesellschaft und enormen wirtschaftlichen Anreizen. Das verlangt ein vergleichsweise kompliziertes Vorgehen. Dazu gehört
· erstens, ein die Gesellschaft erfassendes Narrativ, das gut vermittelt, weshalb die Transformation notwendig und zukunftsträchtig ist und das Visionen für eine veränderte Zukunft enthält. Dessen Funktion ist es, verstärkt über die Medien einen breiten Bewusstseinswandel in der Gesellschaft herbeizuführen und gesellschaftliche Diskurse anzuregen. Wenn die öffentliche Meinung mitspielt, haben es Veto-Spieler schwerer, ihre Veto-Haltung aufrecht zu erhalten. Dort, wo die Energiewende relativ gut vorankommt, ging das vor allem mit Hilfe der Bürgerbeteiligung (Baasch/Gottschick/Knierim 2013).
· Zweitens bedarf es starker Impulsgeber oder Promotoren, die den Prozess längerfristig am Laufen halten und immer wieder motivierende Impulse in die Gesellschaft geben.

· Drittens braucht man einen organisierten Innovationsprozess, der Möglichkeiten entwickelt, wie der Transformationsprozess inhaltlich gestaltet werden kann. Es geht dabei um Ziele und Maßnahmen, diese Ziele zu erreichen. Es reicht nicht, die Transformation auszurufen, wenn unklar ist, wie sie funktionieren kann und welche Lösungen es gibt. Hier können Regionen einen wichtigen Beitrag leisten, wenn es ihnen gelingt, regionale Innovationssysteme aufzubauen und die relevanten Akteure der Region gut und produktiv zu vernetzen (Norck 2015).
· Viertens müssen die Transaktionskosten der Transformation deutlich abgesenkt werden – meist geht das nur mit Hilfe staatlicher Fördermittel

· Fünftens bedarf es eines Ausgleichs zwischen Gewinnern und Verlierern der Transformation. Das ist deshalb mit-entscheidend, weil sich die Gewinner im Prozess eher weniger artikulieren, während die Verlierer sich kraftvoll zu Wort melden. Vor allem die große Gruppe der Indifferenten ist problematisch. Denn sie artikuliert sich nur, wenn sie etwas verhindern will – meist stärkt sie dann die Seite der Veto-Spieler. Sie sind insofern unberechenbar, als sie sich nur projekt-/problemspezifisch artikulieren. 
Transformationsprozesse brauchen folglich strategische Allianzen für ihr Management (Engelmann/Merten/Bowry 2015). Denn Vetospieler mit großer politischer Macht und starker wirtschaftlichen Bedeutung für die Region können Transformationsprozesse enorm behindern. 
Hier sind Governance-Arrangements nur bedingt geeignet, denn sie müssen faktisch Nullsummenspiele austragen helfen. Das heißt meist: Veto-Spieler verweigern sich oder nutzen andere Spielfelder, über die sie Einfluss nehmen können. Bindet man die Veto-Spieler aber nicht ein, so verzögern sich die Transformationsprozesse und erschweren die Investitionskalkulation derer, die zu den Befürwortern gehören: Man wartet ab. 
Und selbst dann sind Transformationsprozesse nicht Selbst-Läufer, weil Transaktionskosten, traditionelle Entwicklungspfade, konservative Einstellungen etc. hemmend wirken. Denn Transformationsprozesse verändern für viele Akteure die Rahmenbedingungen, und nicht immer zum Besseren. Transformationsprozesse haben in gewisser Weise einen Wandel der politischen Kultur im Gefolge. Der Wandel der politischen Kultur ist für dauerhaft stabile Transformationsprozesse eine conditio sine qua non. Denn sie stabilisiert Prozesse, wenn Konflikte auftreten.
Road-mapping

In jedem Fall ist aber erforderlich, den Transformationsprozess in klar definierte Zielabschnitte zu gliedern, d.h. Meilensteine zu setzen, die operationalisiert und damit nachprüfbar sind. Das sind Zielvereinbarungen in mehreren Etappen, die so verbindlich wie möglich gehalten werden sollten. Heute werden solche zeitmarkierten Zielvereinbarungen als „Road-Maps“ bezeichnet. 
Unter „Road-Mapping“ versteht man einen Prozess zur Ausarbeitung konkreter Handlungsetappen und bis dahin zu erreichender Ziele, einschließlich von Zeittafeln, um die Transformationsprozesse übersichtlich und zielorientiert zu halten. Road-maps haben den großen Vorzug, dass sie vergleichsweise konkret sind, vor allem anschaulich das Narrativ unterstützen und dass sie die Transformation einem Monitoring-Verfahren unterwerfen. Dabei ist i.d.R. das Zielsystem sehr konkret und längerfristig festgelegt, während die konkreten Aktivitäten darunter variieren können, abhängig von Personal, Geld und Kontextbedingungen.
Roadmapping-Prozesse sind zwar sehr aufwändig zu gestalten (vgl. Birke et al. 2015), weil sie hohe Kommunikations-, Wissenstransfer- und Sozialkapital-Leistungen erfordern. Aber wenn sie gelingen, haben sie den Vorzug, die erforderlichen verbindenden „Narratives“ zu formulieren, maßgeschneiderte Entwicklungskorridore zu definieren und zudem zu konkretisieren, welche Ressourcen und Kompetenzen dafür benötigt werden. Roadmappingprozesse sind dynamisch angelegt, d.h. werden über kollektive Entscheidungsprozesse immer wieder nachjustiert und an die Praxistauglichkeit angepasst. 
Allerdings sind Roadmaps keine Garantie für Erfolg, auch wenn die Beteiligten sie unterzeichnen: 

Erstens müssen alle für den Transformationsprozess relevanten Akteure eingebunden werden und es muss gelingen, eine kooperative Atmosphäre zu schaffen: Diese muss dazu motivieren, kurzfristigen Eigeninteressen zugunsten der wohlverstandenen langfristigen Interessen und damit zugunsten von mehr Gemeinsinn zurückzustecken.

Zweitens wirken Roadmaps erst, wenn sie gut verzahnt werden mit den Umsetzungsstrukturen und sichergestellt wird, dass das im Prozess aufgebaute Sozialkapital in der Umsetzung nicht durch Vertrauens-Missbrauch zerstört wird. „Implementationstreue“, d.h. Bindung der umsetzenden Organisationen an die vereinbarten Ziele ist wichtig. In der Umsetzung entstehen aber die entscheidenden Verteilungskonflikte. Hier zeigt sich, wer die Kosten zu tragen hat und die Nutzen genießen kann

Drittens sind Roadmaps vom unverbrüchlichen Vertrauen der Akteure zueinander abhängig. In der Umsetzung muss sich jeder darauf verlassen können, dass die Anderen ihren Teil ebenfalls leisten und nicht der „Ehrliche der Dumme“ ist. Aber damit ist bei innovativen Prozessen bedauerlicherweise zu rechnen.

Viertens sind solche Kooperationsprozesse nicht frei 

· von Konflikten zwischen konservativen Denkstrukturen und innovativen Ideen bis hin zu ideologischen Unterschieden, die durch Kompromisse in den Roadmaps nur überdeckt werden,

· nicht frei von Macht- und Interessenkonflikten, die in der Umsetzung virulent werden, weil ein Energiewendekonzept zwangsläufig Gewinner und Verlierer produziert, also Verteilungskonflikte auslöst,

· und nicht frei von institutionellen Eigeninteressen, die zu befriedigen sind und die sich im Roadmapping-Prozess nicht artikulieren wollten oder nicht durchsetzen konnten. Stattdessen „mauern“ sie im Umsetzungsprozess. Das gilt insbesondere dann, wenn traditionelle zentralistische Strukturen (der alten Energiewirtschaft) in dezentrale Strukturen (der neuen Energiewirtschaft) verändert werden sollen.

Zusammengefasst heißt das: 

Wir brauchen ein Konzept für die Etablierung einer Regional Governance, d.h. einer außerparlamentarischen Akteursvereinigung, die sich selbst steuern kann und sich für das regionale Gemeinwohl verpflichtet fühlt. Wir brauchen aber auch ein Konzept der Partizipation. Und wir brauchen einen organisierten kollektiven Lernprozess, der über Formen des Monitoring (z.B. über Medien, Internet-Platformen etc.) gesteuert wird. 

Diese verlangt aber auch ein Mindestmaß an stabilisierenden und unterstützenden festen Strukturen, also an dem, was man „Government“ nennt. Denn nicht alles lässt sich über die weichen, netzwerkartigen Governance-Arrangements bearbeiten. Hinzu kommt ein prozessbegleitendes Roadmapping, worüber es gelingen kann, ein verbindendes und motivierendes Narrativ zu entwickeln, aber auch das für Lernprozesse wichtige Monitoring zu organisieren.

In jedem Fall gilt: Der Aufwand der Partizipation lohnt sich, weil sich letztlich win-win-Situationen bilden: Die Projekte werden „besser“ (im Sinne des Gemeinwohls), die Proteste werden rechtzeitig aufgefangen und es gelingt, Akteure zur Mitwirkung zu mobilisieren, die mit ihren Ressourcen (Zeit, Arbeit, Geld) das Projekt in der Umsetzung unterstützen. Die Erfahrungen haben zudem gezeigt: Dort, wo die Energiewende relativ gut vorankommt, ging das vor allem mit Hilfe der Bürgerbeteiligung und öffentlicher Diskurse (Baasch/Gottschick/Knierim 2013).
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